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-Es gilt das gesprochene Wort-

Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Meine Damen und Herren!

„Wir verabschieden heute den ersten ausgeglichenen Haushalt in der Geschichte der Region Hannover!“ Mit diesem Satz hat Serdar Saris im vergangenen Jahr an dieser Stelle seine Haushaltsrede eingeleitet. Und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regionsverwaltung haben Wort gehalten, der Haushalt 2009 war auch in seiner Durchführung strukturell ausgeglichen. Dafür möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal ganz ausdrücklich bedanken!

Dieses positive Ergebnis zeigt eines ganz deutlich: „Wir können Haushalt!“

Umso bedrückender ist, dass wir an diesen Erfolg nicht anknüpfen können, sondern nach dem ersten ausgeglichenen Haushalt der Region heute den Haushalt mit dem größten Defizit in der Geschichte der Region Hannover beschließen werden.

Neben den erheblichen konjunkturellen Gewerbesteuereinbrüchen bei den Städten und Gemeinden, die sich in der ausbleibenden Regionsumlage widerspiegeln, birgt vor allem die Entwicklung der Sozialtransfers große Sprengkraft für die Finanzsituation der Region.

Dabei ist es nicht so, dass wir keine Erfolge zu verzeichnen hätten: im Gegenteil!

Das Klinikum Region Hannover wird im Jahr 2010 nach fünf Jahren der Restrukturierung erstmals ohne Zuschuss des Trägers auskommen und eine schwarze Null schreiben. Noch 2009 haben wir knapp 11 Mio. Euro gezahlt. Damit sind die ursprünglichen Finanzpläne nicht nur eingehalten, sondern sogar übererfüllt!

Die wohnortnahe Versorgung mit hoher medizinischer Qualität und Behandlung aus einer Hand und gleichzeitig die wirtschaftliche Steuerung eines der größten kommunalen Klinikunternehmen Deutschlands mit 8.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern funktioniert. Und sie funktioniert gut. 

Warum sollten wir da Angst haben vor der Führung des JobCenters Region Hannover?

In den kommenden Monaten ist die spannende Frage der künftigen Organisation der JobCenter zu beantworten. Sobald auf Bundesebene der gesetzliche Rahmen erkennbar ist, müssen wir uns in der Region dazu erklären und möglicherweise auch kurzfristig Entscheidungen treffen.

Beurteilungspunkte für eine solche Entscheidung finden sich in einem Positionspapier der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik in der Bundesrepublik Deutschland:

„Viele kommunale Träger wollen größere Handlungsspielräume in der lokalen bzw. regionalen Arbeitsmarktpolitik und plädieren auf Grund ihrer Erfahrungen mit der Bundesagentur für Arbeit daher für die Option. Dies ist bei den jetzt zwischen SPD einerseits und CDU, CSU und FDP andererseits anstehenden Verhandlungen zu berücksichtigen. Der kommunale Einfluss auf eine zielgerichtete lokale bzw. regionale Arbeitsmarktpolitik und die heute vielfach praktizierte, ressortübergreifende Kooperation muss daher gestärkt werden.“

Für den Fall einer Weiterentwicklung der ARGE fordert das Papier:

„Das jeweilige lokale bzw. regionale Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm muss gleichberechtigt zwischen Kommunen und Agenturen für Arbeit erstellt werden können, um auf die lokalen bzw. regionalen Anforderungen angemessen eingehen zu können.“

„Auch künftig muss sichergestellt werden, dass die Kommunen bei unterschiedlichen Einschätzungen bei der Feststellung der Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit ein qualifiziertes Mitspracherecht erhalten.“ 

Diesen sozialdemokratischen Thesen brauche ich von grüner Seite nichts hinzuzufügen.

In den Kosten der Unterkunft der gut 60.000 vom JobCenter betreuten Bedarfsgemeinschaften allerdings liegt allergrößte Sprengkraft für den Haushalt der Region.

Gegenüber dem Vorjahr sind für die Region Hannover netto rund 40 Mio. Euro Mehraufwendungen zu erwarten. Damit ist unser Anteil seit 2005 um 60 Prozent gestiegen. Der Anteil von Bund und Land ist demgegenüber nur um 0,6 Prozent gestiegen.

Alleine hieran wird deutlich, dass es erhebliche Interessengegensätze zwischen uns auf der einen Seite sowie Bund und Land auf der anderen Seite gibt.

Die für 2010 anstehende Neufestsetzung des Schlüssels für die Verteilung der Wohngeldersparnis vom Land an die Kommunen, die für die Region Hannover zu den bekannt negativen Ergebnissen geführt hat, werden wir aufmerksam begleiten.

Erheblich bedeutsamer ist allerdings die zurzeit auf Bundesebene geführte Diskussion. Es ist ja wenig beachtet, dass das ergänzende Arbeitslosengeld II für die erwerbstätigen sogenannten Aufstocker praktisch ausschließlich zu Lasten der Kommunen geht. 
Das angerechnete Einkommen verdrängt zunächst ausschließlich die Leistungen des Bundes. Nur in den wenigen Fällen, in denen der Aufstockungsbetrag unter den Kosten der Unterkunft liegt, reduzieren sich auch die Leistungen der Region Hannover.

Durch diese einseitige Konstruktion und die Funktion der aufstockenden Leistungen als verdecktes Kombilohnmodell sind die Kommunen strukturell erheblich benachteiligt. Kein Wunder, dass das fiskalische Interesse des Bundes an einem flächendeckenden Mindestlohn gering ist!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

der Aufgabe des Bundesgesetzgebers, allen Drei- bis Sechsjährigen einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstätte anzubieten, sind wir erfolgreich und mit Überzeugung nachgekommen. Für die Unter-Dreijährigen, aber auch für Hortkinder müssen wir ein bedarfsgerechtes Angebot entwickeln und für die Ein- bis Dreijährigen ab 2013 den Rechtsanspruch gewährleisten. Dafür stehen Investitionszuschüsse in erheblichem Umfang zur Verfügung.
Aber was kommt nach den Investitionszuschüssen? Wer finanziert den dauerhaften Betrieb? Das Land Niedersachsen ist es jedenfalls – im Gegensatz zu Ländern wie Rheinland-Pfalz – im Wesentlichen nicht. Die finanziellen Belastungen für die Städte und Gemeinden und damit auch für die Region Hannover wachsen mit jedem neuen Platz. Der Landesanteil an den Gesamtkosten beträgt ca. 13 Prozent gegenüber 56 Prozent, die von den Kommunen getragen werden. Das Land hat zwar zwischenzeitlich versucht, beim geneigten Publikum mit einem kostenlosen Kita-Jahr zu punkten, dabei aber nur die Eltern von den Gebühren entlastet, nicht jedoch die Kommunen von ihren Aufwendungen.

Wie notwendig weitere qualitative und inhaltliche Anstrengungen eigentlich wären, wird durch die drastischen Entwicklungen im Bereich der Hilfen zur Erziehung deutlich. Die Fallzahlen sind um 9 Prozent gegenüber dem Vorjahr angestiegen, die Kosten sogar um 16 Prozent auf insgesamt 22 Mio. Euro.

Bereits seit vielen Jahren steuern wir dem weiteren Anstieg mit einem regionalen Präventionskonzept entgegen, und hier schließt sich der Kreis zum SGB II: Genau diese Art der regionalen Steuerungsfähigkeit brauchen wir auch bei der Grundsicherung für Arbeitslose.

Meine sehr gehrten Damen und Herren,

bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass wir trotz der allgemeinen Haushaltssituation auch im Jahr 2010 die Kraft finden, uns in erheblichem Umfang in der Armutsbekämpfung zu engagieren. Und zwar nicht nur mit erheblichem Engagement sondern auch finanziell deutlich über unsere gesetzlichen Verpflichtungen hinaus. 

Hierbei möchte ich beispielhaft einige Punkte herausgreifen:

· Die Sprachförderung in den Kindertagesstätten haben wir auf 500.000 Euro verdoppelt.

· Den Kita-Besuch von Kindern aus einkommensschwachen Familien stellen wir mit 13 Millionen gebührenfrei, die Kindertagespflege mit weiteren 700.000 Euro.

· Die Pro-Aktiv-Center führen wir trotz 600.000 Euro Mittelkürzung bei der Arbeitsagentur weiter.

· „MiT - Miteinander in Toleranz“ fördert mit rund 200.000 Euro von der Region, der Arbeitsagentur, der Dr.-Buhmann-Stiftung, der vhs Hannover-Land sowie der Leine-VHS lokale Projekte.

· Das Programm „Die 2. Chance“ fördert Schulverweigerinnen und –verweigerer
· Mit 150.000 Euro werden aus dem Schulmittelfonds Mehrtagesfahrten sowie Schul- und Lernmaterial für Kinder aus einkommensschwachen Familien gefördert.
· Die Mittel für Schuldnerberatung haben wir seit 2008 um rund 100.000 Euro aufgestockt, insgesamt stehen 850.000 Euro jährlich zur Verfügung.

· Die JobCenter führen eine ganze Reihe von besonderen Maßnahmen für Benachteiligte in besonderen Situationen durch, darunter für Schwerbehinderte, für Migrantinnen und Migranten, für ältere Langzeitarbeitslose sowie für Beschäftigungsmaßnahmen der VHS
· Der Fonds „Miteinander – Gemeinsam für Integration“ fördert unter anderem in den Bereichen Bildung, Ausbildung und Beschäftigung interkulturelle Initiativen. 
Und natürlich das Sozialticket: 
Wir haben ein interessantes neues Modell eingeführt, das bemerkenswert gut angenommen wird: Rund jeder zehnte Berechtigte nutzt es mit im Mittel etwa zehn Fahrten monatlich. Die offensive Werbung und die Platzierung an den üstra-Automaten zeigt an dieser Stelle Erfolg. Einzelheiten wird uns die Evaluation zeigen, aber eines wird trotz Getöse deutlich: Das Sozialticket ist keine Mogelpackung, sondern sein Geld wert! Wir haben unser Versprechen gehalten.
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

das Zusammenleben konkret voranzutreiben, der sozialen Spaltung und Segregation entgegenzuwirken, dazu gehört für uns, den Zugang zu unserem kommunalen Unternehmen Zoo Hannover auch für diejenigen Bürgerinnen und Bürger erschwinglich zu gestalten, die von Armut bedroht sind. Dafür wird die Regionsverwaltung in Kürze ein Konzept vorlegen.

Klar ist: Wir können das Geld nicht gleichzeitig für Altlasten am De-Haen-Platz und für Freieintritt im Zoo ausgeben, was beides von den Linken vorgeschlagen wurde. Den Euro doppelt umdrehen und nicht doppelt ausgeben lautet das Motto, Herr Leidecker!

Wir geben das Geld dort aus, wo wir wichtige Impulse geben können, zum Beispiel vor dem Hintergrund des Doppeljahrgangs 2011 bei der Ausweitung der Zahl der Ausbildungsplätze.
Und wir geben Geld dort aus, wo bereits langem erkannte Defizite bestehen: Seit 2007 haben wir die Nachrüstung der fehlenden Bahnstationen mit Notrufsäulen zum Ziel, die jetzt umgesetzt werden soll.
Wir geben Geld effizient aus: 
Also ist eine neue Doppelturnhalle für die Alice-Salomon-Schule sinnvoller, als eine Sanierung des unzureichenden Altbaus.
Zum Thema Effizienzsteigerung gehört auch eine engere Verzahnung des Naherholungskonzepts mit dem Landschaftsrahmenplan. Diese zwei Seiten einer Medaille gehören gemeinsam bearbeitet.

Meine Damen und Herren,

im Laufe des Jahres 2010 werden wir die Diskussion um die Weiterentwicklung des Stadtbahnsystems zu führen haben. Klar ist, dass wir dafür ein Gesamtkonzept brauchen. Eines, das nicht nur mal diesen und mal jenen Gesichtspunkt berücksichtigt, sondern eines, das die Entwicklung in den kommenden Jahrzehnten tragen kann. So ein Gesamtkonzept kann ich unter den Vorschlägen leider noch nicht erkennen.

Der Diskussionsstoff zum Thema „Altlasten“ wird uns auch in den kommenden Jahren nicht ausgehen. Es bleibt aber zu hoffen, dass wir zumindest einige der Stichworte aus der jüngeren Vergangenheit abhaken können: De-Haën, Ditterke, Fulgurit – an diesen Baustellen wollen wir in diesem Jahr entscheidend voran kommen. Der Interessenausgleich zwischen Anliegern, Eigentümern, Kommunen und der Region bleibt schwierig. Vor allem weil sich in allzu vielen Fällen die Verursacher aus dem Staub gemacht haben! In manchen Fällen war das Unkenntnis und Gedankenlosigkeit, aber in vielen Fällen auch ein kriminelles Vorgehen.
Es verwundert wenig, dass uns die FDP nahelegt, dieses Erbe einseitig den – weit überwiegend privat finanzierten – Abfallgebühren aufzuhalsen: Privatisierung der Gewinne und Sozialisierung der Belastungen – das kennen wir schon!
Meine Damen und Herren,
das niedersächsische Schulsystem steht vor tiefgreifenden Veränderungen. Auch wenn viele vor diesen notwendigen Veränderungen gerne die Augen verschließen würden, bedeutet das Recht aller Schülerinnen und Schüler auf den Zugang zum allgemeinen Bildungssystem doch das Ende der selektiven Schule alter Prägung. Die Region Hannover als Trägerin von 16 Förderschulen hat daher die Aufgabe, ihr Förderschulkonzept grundlegend zu überarbeiten. Die bisherige Ausnahme der inklusiven Beschulung muss zur Regel werden. In enger Zusammenarbeit mit den Städten und Gemeinden als Trägerinnen der allgemeinbildenden Schulen werden wir dabei zu neuartigen Kooperationsmodellen kommen.
Meine Damen und Herren,
nach drei Jahren der Umstellung ist der Haushalt 2010 als erster doppischer Haushalt der Region Hannover an vielen Stellen ein Haushalt mit Vertrauensvorschuss: Die bisherige kamerale Haushaltsstruktur ist ersetzt worden, aber die neuen Steuerungsinstrumente wie Ziele, Kennzahlen und Indikatoren oder eine flächendeckende Kosten- und Leistungsrechnung müssen erst entwickelt werden. 

Ich bin sicher, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regionsverwaltung den weiteren Weg zum Neuen Kommunalen Rechnungswesen so erfolgreich begleiten werden, wie sie das bisher getan haben. 
Wenn es uns gelingt, die erhoffte Nachhaltigkeit und Transparenzsteigerung, die Effizienz- und Steuerungsgewinne zu erreichen, dann werden wir sehen, dass sich dieser Weg gelohnt hat.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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